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von Betrieben oder Produktionsgenossenschaften in 
Versammlungen im Wohngebiet oder der Gemeinde ge­
wählt werden.

(3) Für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlversammlungen in den Betrieben sind der Kreis­
vorstand des FDGB und die Gewerkschaftsleitungen in 
den Betrieben verantwortlich. Wahlversammlungen in 
Produktionsgenossenschaften werden vom Vorstand 
vorbereitet und durchgeführt. Die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahlversammlungen in den Wohm 
gebieten und Gemeinden erfolgt durch die Ausschüsse 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland.

(4) Die Leitung der Wahlversammlung obliegt in den 
Betrieben einem Mitglied der BGL oder AGL, in Pro­
duktionsgenossenschaften einem Mitglied des Vorstan­
des, in Wohngebieten und Gemeinden einem Mitglied 
des Ausschusses der Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland.

§ 16
(1) In den Wahlversammlungen stellen sich die Kan­

didaten ihren Wählern vor. Soweit sie bereits als 
Schöffe tätig waren, legen sie hierüber Rechenschaft ab.

(2) Der Leiter der Wahlversammlung begründet die 
Wahlvorschläge und teilt die Feststellung des Wahl­
büros mit. daß die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die Wahl vorliegen. ■»

(3) Die Wahl der Kandidaten erfolgt in offener Ab­
stimmung der anwesenden wahlberechtigten Bürger. Es 
ist über jeden Kandidaten einzeln abzustimmen. Der 
Kandidat ist gewählt, wenn mindestens zwei Drittel der 
Anwesenden für ihn stimmen.

(4) An jeder Wahlversammlung nimmt ein Beauf­
tragter des Kreiswahlbüros teil.

§17
(1) Uber die Wahlversammlung ist ein Protokoll zu 

führen, das unverzüglich dem Kreiswahlbüro zuzuleiten 
ist.

(2) Das Protokoll muß enthalten:
— Tag und Ort der Wahlversammlung,
— die Zahl der anwesenden und der wahlberech­

tigten Bürger,
— die Namen der vorgestellten Kandidaten,
— Einwendungen gegen Kandidaten,
— die Namen der gewählten Kandidaten und die für 

jeden Kandidaten abgegebenen Stimmen,
— die Namen nichtgewählter Kandidaten und die 

Gründe ihrer Ablehnung,
— die Unterschriften des Versammlungsleiters, des 

Beauftragten des Wahlbüros und des Protokoll­
führers.

§ 18 „
(1) Nach Abschluß der Wahlversammlungen stellt das 

Kreiswahlbüro die Durchführung der Wahlen gemäß 
den wahlgesetzlichen Bestimmungen fest. Der Vorsit­
zende des Wahlbüros übermittelt die Liste der ge­
wählten Schöffen dem Direktor des Kreisgerichts, für 
das sie gewählt wurden.

(2) Die Verpflichtung der gewählten Schöffen gemäß 
§ 66 des Gerichtsverfassungsgesetzes ist innerhalb von 
4 Wochen nach Abschluß der Wahlen vorzunehmen.

(3) Die Schöffen erhalten über ihre Wahl eine Ur­
kunde ausgehändigt.

§19
(1) Schöffen, die während der Wahlperiode für 

dauernd oder einen längeren zusammenhängenden 
Zeitraum in einen anderen Kreis verziehen oder Arbeit 
aufnehmen, können für das Kreisgericht dieses Kreises 
zusätzlich als Schöffen tätig werden.

(2) Der Direktor des Kreisgerichts fordert die Unter­
lagen über die bisherige Schöffentätigkeit und die Be­
stätigung der erfolgten Wahl an. Nach Eingang die­
ser Unterlagen wird der Schöffe in seinem Arbeits­
oder Wohnbereich in einer Versammlung der Werk­
tätigen vorgestellt. Stimmen diese seinem Einsatz zu, 
wird der Schöffe zusätzlich in die Liste der Schöffen 
des Kreisgerichts aufgenommen.

IV.
Schlußbestimmungen

§20
Können in einem Kreis aus besonderen Gründen die 

Wahlversammlungen der Schöffen in dem gesetzlich 
vorgesehenen Zeitraum nicht rechtzeitig abgeschlossen 
werden, so kann der Minister der Justiz auf Antrag des 
Bezirkswahlbüros genehmigen, daß einzelne Wahlver­
sammlungen zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt 
werden.

§21
(1) Ergibt sich während der Wahlperiode der Schöffen 

infolge der Schaffung neuer Richterplanstellen bei 
einem Kreisgericht oder wegen Ausscheidens von Schöf­
fen die Notwendigkeit, die Zahl der Schöffen zu erhö­
hen oder zu ergänzen, so können Nachwahlen beantragt 
werden.

(2) Die Zustimmung zu Nachwahlen ist unter Angabe 
von Gründen vom Direktor des Kreisgerichts über das 
Präsidium des Bezirksgerichts beim Minister der Justiz 
einzuholen, der die Zahl der nachzuwählenden Schöf­
fen und die zu beachtenden Termine bestimmt.

(3) Für die Vorbereitung und Durchführung von 
Nachwahlen der Schöffen gelten die Bestimmungen 
dieser Anordnung entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die Aufgaben des Kreiswahlbüros vom Direktor des 
Kreisgerichts in Zusammenarbeit mit der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland, dem FDGB und 
dem Rat des Kreises wahrgenommen werden.

. § 22

Die in dieser Anordnung für die Kreistage festgeleg­
ten Aufgaben gelten in Stadtkreisen für die Stadtver­
ordnetenversammlung bzw. in Städten mit Stadtbe­
zirken für die Stadtbezirksversammlung, soweit Kreis­
gerichte für den Bereich eines Stadtbezirkes bestehen.

§23
(1) Diese Anordnung tritt am 14. Juli 1965 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Anordnung vom 21. Sep­
tember .1957 über die Durchführung der Schöffenwahlen 
im Jahre 1958 (GBl. I S. 509) und die Anordnung vom 
19. Dezember 1961 über die Durchführung von Schöf­
fennachwahlen (GBl. II 1962 S. 18) außer Kraft.

Berlin, den 14. Juli 1965
Der Minister der Justiz 

Dr. B e n j a m i n


